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SATZUNG

des HAUs.-, WOHNUNGs.- und GRUNDEIGENTOMER-VEREINSlAUEN8URG/ELBE

Name und Sitz

Der HAUS~,WOHNUNGS~ !Jnd {,1RUNDEIGENrOME'R-VE:REIN i.AUENBURGe.V., im folgenden "VE'!rein"
genannt, hat seinen Sitz inlauenburg.

Er ist in das Vereinsregister eingetragen und Mitglied desVerbandes Schieswig-Hoisteinischer Haus.,
und Wohhungs-UndGrundeigentümervetelne.V.

Aufgatren

Der Verein bezweckt die ,Förderung der privaten Grund$tückswi'rt5cbaftund die Wahruhg dE'!r
gemeinschaftlithen Belange des Haus-, Wohnungs~ und Gr(Jnde.igentul1)s in.Stadt, lafldund
.Gemeinden..Er hat namentlich die Aufgabe, seine Mitgliederijber die Recht~ undPfilchten der Haus-,
Wohnungs- und GrundeigentiJmer zu'unterrlcht~n und bei derWahmehmul')glhr~r Belange zu
unterstützen.

Der Verein betreibt dazu den Zusammenschluss der HatJs~,Wohnungs- und Grundeigentümer und
unt~rhält Einrichtungen, die der Unterrichtung und Unterstützung der Mitglieder dienen.

Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

il
'Mitgliedschaft

1. Mitglieder des Vereins können auf Antrag natürliche oderjurist~sche Personen.werden, die
über Haus-:'J Wohnungs-oder G'runcfelgentum oder über ein sonstiges dingncnes~echt, t.B.
Erbbaurecht, verfügen, oder eines'der vorgenannten R~chte anstreben. Für Verwalter von
Haus", Wohnungs- und Grundeigentumgilt Satzlentsprechend~

2. Über die Aufnahme von Mitgliedernentscheidefder Vereinsvörst;:1I1d.
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3. Die Mitgliedschaft endet:

a) durch Austritt
Er ist nur zum SChluss eines Kalenderjahres zulässig und dem Vereinsvorsitzenden
spätestens 3 Monate vOr JahresschluSs schriftlich anzuzeigen.

b) durch Tod, ab Mitteilung durch Erben '-
c) durch Ausschlus~

Der Ausschluss kahn erfolgen
aa} weg~n Nithterfüllung der dem Mi~glied nach der Satzung obliegenden Pflichten,

bb) wegen Nichterfüllung der s;:rttungsmäßigen Beiträge. trotz Mahnung des Vorstandes
mit Hitlweisauf die Ausschlussmöglichkeit,

ce} bei Schadigullg des Ansehens des Veteinsoder der Belange des Haus-, Wohnungs-
und Grundeigentums,

dd} aus einem sonstigen wichtigen"'Grund

Der Ausschluss erfolgt nach sc~rift'lichet oder n1'ündlicher Anhörungdesbetröffenen
Mitgliedes durch Vorstandsbeschluss. Gegen die Entscheidung auf AUsschluss steht dem
Mitglied innerhalb von 4 Wacher r'iach Zus~ellung des Beschlusses die Beschwerde an die
Mitgliederversammlungzu, Gegen den Beschluss der Mitgliederversammlung ist binnen
eines Monats na~h Zustellung der orclentlithe Rechtsweg gegeben.

Mit dem Tage der E3eendigung der Mitgliedschaft erli)schen alle Ansprüche an den Verein,
auch an dessen Vermögen, Verbindlichkeiten gegenuber dem Verein bleiben unberührt.

Für die Dauer des AusSthh.ls5\felfahrens ruhen Rechte und Pflichten des betroffenen
Mitgliedes.

,Ehrentrtitgliedsthaft

Gestrichen

Rechte und Pflichten der Mitglieder

1. Oie Mitglieder sil'ldberechtigt

a) an allen Versammlungen.undVeranstaltl.mgen des Vereihsteilzunehmen und die
Rechte auszuuben, die ihnen in der Mitgnederve~ammlung zustehen,

b) aUe für die Mitglieder bestimmtßn Elnrithtuhg.eh des Vereins zu benutzen
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c) unentgeltlich Rat und Auskunft in aUendie Grundstücks- und Wdhnungswirtschaft
betreffenden Angelegenheiten zu beanspruchen.

2; Die Mitglieder sind verpflichtet,

a) den Verein bei der Durchführung seiner Aufgaben nach Kräften zu unterstützen,

b) dasVeröffentlichungsorgandes Landesverbandes Schfeswig-Hoisteinischer Haus-,
Wohnungs- und Grundeigentumer e,V. ZU beziehen

c) die satzungsmäßigen Beiträge zuzahlen.

Beiträge

1. Die Höhe des Jahresbeitrages wird von der MitgliedelifersammJung beschlossen

Im Jahresbeitrag ist die Be2ugsgebühr fQf das Veröffentlichungsorgan des landesverbandes
enthalten. Der Vorstand kann ein'eAumahmegebühr festsetzen.

2. DielauTEmden Beiträge sind jähriithilTi voraus zu:zahlen.

3. Der Verein kann fQr die VertretUng eines Mitgliedes vor Behörden und Gerichten sowie für
die Anfertigung von Schriftsätzen v~n dem Mitglied für die entstandenen. Unkosten und
Auslagen Sonderbei~räge nach e.iner Gebührenordl'lungverlangen. Die Gebührenordnung
wird von der MitgliederversammlUng beschlOssen.

U
Organe

Die Organe des Vereins!>!nq:

1. die MitgUederversammlung

2. der Vereinsvorstal1d

il
Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliedervetsamm1ungistmindestens .einmal im Jahr einzuberufen. Ort. Tag.
Z~itund Tagesordnung setzt der Vereinsvorstand fest. Die Versammlung dient der
Unterrichtung, AlJssj)r'acheund Beschlussfassungüber die Tätigkeit des Vereins zur
Erf(jllung der i1imobliegenden Aufgaben,

Dazu gehören:

a} die Wahl desVereinsvorstandesJ
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b) die Entgegennahme des Jahres~;Kassen-und Revisionsberichtes,

c) die Erteilung der Entlastung des Vereinsvorstandes,

d) die Genehmigung des Haushaltsplanes,

e} die Wahl von 2 RechnungsprOfern; die füt' je 2Jahreim jährlichen Wechsel unter
Ausschlusssofortiger Wiederwahl2u erfolgen hat, --

f) die Festsetzung der Höhe der Jahre$be1trägeund der Gebührenordnung,

g} die Ernennung von Ehrenmitgliedertl,

h) die Änderung derSatzungi

i) die Auflösung desVereIns,

2. Außerordentliche Mitgllerlerversammlungen sind einzuberufen, wenn

a) das Interesse des Vereins es eifotdert,

b) 5'% der Mitglieder, die dem Landesverband gemeldet sind, mindestens20
Mitglieder des Vereins, dieSesschriftlich unter Angabe der Gründe von deM
Vorstand verlqngt,

c} der Vorstand des Landesverbandes der Schleswig-Holsteinischen Haus-,
Wohnungs- und GrundeigentOmer e.V.die Einberufung einer
Mitgliederversammlung unter Angabe von Gründen verlangt.

3. Über den Verlaufund die ~eschlüssederMitgliederversammlung isteine
Niederschrift zufertigen, die von dem Vorsitzenden und von dem protokollfOhrerzu
unterschreiben 1st.

4. Die Mitgliederversammlung muss schriftlich odet durch die Tagespresse oder in dem
Veröffentlichungsorgan des Landesverqandes unter Bekanntgabe der Tagesordnung
mit einer Ladungsfrist von mindestehS,2 Wochen einberufen werden. Der
Vorsitzende leitet die Versa1'l1mlung.

S. Die Mitgliederversammlungbeschließt mit einfa<;herSfimrMi1Mehrheit. Jedes
Mitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Bei
der Berechnung der Stimmen zählen nur die ja~ und Nein-Stimmen.

6. Wahlen erfolgen durch offene Abstimmung, auf Antrag von einem Viertel der
anwesenden Mitglieder durch Stimmzettel. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Erhält niemand diese Mehrheit~ so findet
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eine StiChwahl zwischen den beiden mit den höchsten Stimmzahlen bedachten
Bewerbernstatt. Ergibt die Stichwi:lhl Stimmengleichheit, so entscheidet das los.

7. In der Mitgliederversammlung'kann sichledes Mitglied durch einen
Bevollmächtigten vertreten lassen. DieVertretungsbefugnis ist schriftlich
nachzuweisen. Jeder Bevollmächtigte hat nur eine Stimme, Stimmberechtigt .istnur,
wer die fälligen Beiträge gezahlt hat. --

8. Anträge fur die Mitgliederversammlung müssen eine Woche vor dem
Versammlungstag bei dem Vorstand schriftlich eingegangen sein.

Vereinsyorstand

1. Der Vereinsvorstand ~esteht a!Jsdem Vorsi~eriden, seinem Stellvertreter/dem
Schatzmeister, dem Schriftführer und drei Belsltlern.

Alle Ämter sind Ehrenämter,

Der Vereinsvorstan<~wjrd va." dei"Mitgliederversammlung gewählt, der Vorsitzende und sein
Stellvertreter jeweils in eihem besonderen Wahlgang.

2. Die Amtszeit der Vorstandsmitglieder betragt vier Jahre. Sie endet mit der Neu. oder
Wiederwahl.auf derMitgliederversammtung de$ Wahljahres. Der Vorsitzende, Schatzmeister
und drei Bel$itzer sind in geraden .Kalenderjahren, der stellvertretende Vorsitzende und der
Schriftführer sind in ungeraden Kalenderjahren zuwählen. Die erste Vorstandswahf findet
riach Beschluss über diese Satzung im Jahr$1990 statt,

Jedes Vorstclndsmltglied kann von der Mitgliederversammlung mit 2/3 der gUltigen Stimmen
abgewähltwerden. Entsprechende Neuwahl hat noch auf der Mitgliederversammlung zu
erfolgen.

3. Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes während der Amtszeit nimmt der
Vereinsvorstand bis tur nächsten Mitgliederversarnmlung eine Ersatzwahl Vor. Die
Ersatzwahl der nächsten Mitgliederversammlung gilt für die restliche Amtszeit des
Ausgeschiedenen. Scheidet zwischen zwei ordentl.ichen Mitgliederversammlungen die Hälfte
der Vorstandsmitglieder aus, so ist in der innerhalb eines Mona~s einzuberüfenden
außerordentlichen MitgHederversammlung eine Ersatzwahl für die restlichen Amtszeiten der
Ausgeschiedenen vorzunehmen.

4. Dem Vereinsvorstand obliegt die L.eitungdes Veteinsunq die Verwaltung des
Vere'insvermögens nach den Beschlüssen der Mitgliederversammlung. Der Vorstand hat alle
Maßnahmen zu treffen~ die zur Erfüllung der Aufgaben des Vereins erforderlich sind .
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5. Der Vereinsvorstand tritt nach Bedarf zusammen: Er ist beschlussfähig, wenn mindestens die
Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Seine Beschlüsse werden mit einfacher
Stimmenmehrheit gefasst. Bei Sfimmengleichheitentscheidet die Stimme des Vorsitzenden.
Der Vereinsvorstand wird vom Vorsitlen~enJ im Falle seiner Verhinderung von seinem
Stellvertreter, einberufen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens 1/3 der Vorstandsmitglieder
dieses verlangt. Über jedeSitwng ist eine Niederschriftzu fertigen, die von dem
Vorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist.

6. Vorstand im Sinne des ~ 26 BGB sind der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende.
Jeder ist allein vertretungsberechtigt Irn Innenverhältnis darf der stellvertretende
Vorsitzende den ersten Vorsitzenden hUf vertreten, wenn ,dieser verhindert ist.

7. Auf Beschluss der Mitgliederversammlung hin kann den Mitgliedern des Vorstandes eine
angemessene Vergütung gewährt werden.

tu
Satzungsänderung

1. Äriderungen dieser Satzung bedürfen einer 2/3 - Mehrheit der gültigen, Stirtlfnen in der
Mitgliederversammlung. Ein Beschluss über dieSatzungsanderung istour möglich, wenn
in d,er Einladung zur Mitgliederversammlung die Änderungsanträge bekanntgegeben
werden.

2, Der Vereinsvorstand wird ermächtigt, e'ine klarstellende Änderung der SatzUng zu
beschließen, soweit eine solche tur Behebung der aeanstandung des Registergerichts bei
der Eintragung in dasVereinstegister erfolgen muss,

Auflösung des Vereins

1. DeI' Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung. aufgelost wetden. Der
Auflösungsantrag muss vomVereinsvorStand der Mitgliederversammlung unterbreitet
werden, Der Antrag kann auch VOnmindestens der Hälfte der Vereinsmitglleder gestellt
Werden.

2. Vor der Beschlussfassung ist der Landesverband der Haus,;"Wqhn!Jngs- und
Gnmdeigentümer gutachterHch zu hören. Seine Stellungnahme ist der be'schließenden
Vetsammlung vorzulegen,

3. Der Auflösungsbeschluss erfordert die Anwesenheit von % der stimmberechtigten
Mitglieder und eine ~ Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Ist die
Versammlung nicht beschlussfähig, so muss innerhalb von 6 Wochen eine neue
Mitgliederversammlung einberufe.n werden, die ohne Rücksicht auf die Zahl der
Erschienenen mit % Mehrne.it del'anwesenden die Auflösung beschließen kann,
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4'. Im Falle der,!\l,Jflösungfil"ldet eineiiquidaffonstCln. die d~rzületitämtierende
Vereinsvotsjtz~h'c;fe:.a]sUquidator durch~liflihren hat. ÜberdieVerteilungdes nach
Bestreitung der Verpflkhtungdes Vere1n$Vorhand~Mn Vermög'ens hat die
Mitgliederversammiung zl'lgleichmitdE:m~e$thluss '["berdie Auflösung desVereil1s
.durch weitere!1Bes~hlu$s zuents!!hejdeD.

,'~~:3'

SehUchten \ton 'Streitigkeiten

,ZUr Schlichtlltlgvoh Streitigkeiten jriherhalbdes \1ere.ihs.:ki:rnn Clf'ltVereihsvorsitzendeejnel')
5t:hlichtungsatJssthuss bIldeh. I:r benennt den \ior$it:zendeli l;Ina jede streitpartei einen Beisltz~t f(k
den Ausschu5S.

&14

Gerichtsstand

Zuständig'1ur all~S:tr~itigkejten, di~ s.i~h'a:USdieserSatz~l')g'$tgebehj ist daSAmtsgeri~htjbej dem der
Verein itn Vereinsre~istereingetrageflJist. . .

~i3uelJburgI EIbe, den 3i t4U1z. J(JJ ~p
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